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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

(22. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes im 

Saarland 

— Drucksache 2690 — 


A. Bericht des Abgeordneten Höhmann 


Der Gesetzentwurf ist dn der 158, Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 4. Mai 1961 dem Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen und 
dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung zur weiteren Behandlung überwiesen wor- 
den. Der Ausschuß für Kriegsopfer- und Heimkehrer- 
fragen hat nach Anhörung der Vertreter der Kriegs- 
opferveir bände den Gesetzentwurf in zwei Sitzungen 
am 8. und 15. Juni 1961 beraten und in der anliegen- 
den Fassung einstimmig beschlossen. 

Besonders eingehend hat sich der Ausschuß dem 
Problem der Besitzstandswahrung gewiidmet. Er 
fühlte isich hierzu veranlaßt durch eine Entschlie- 
ßung, die der Bundestag in seiner 181. Sitzung am 
14. Dezember 1956 gefaßt hatte. In dieser Entschlie- 
ßung wird die Bundesregierung ersucht, bei der 
EingLiedeTung des Saarlandes dafür Sorge zu tragen, 
daß unter anderem auch bei den Empfängern von 
Sozdalleistungen der Besitzstand gewahrt bleibt. Es 
herrschte im Ausschuß Einmütigkeit darüber, daß 
der persönliche Besitzstand ohne zeitliche Begren- 
zung erhalten bleiben muß. Hinsichtlich der Wah- 
rung des rechtlichen Besitzstandes konnte keine 
Übereinstimmung erzielt werden. 

Im ednzelnen hat der Ausschuß folgende Änderun- 
gen gegenüber der Regierungsvorlage beschlossen; 

Zu § 1 

Die (spätere Einführung der §§ 10 bis 12, 13 Abs. 1 
und 2 sowie der §§ 14 bis 24 des Bundesversorgungs- 
gesetzes nach Absatz 1 Satz 2 ist notvrendig, um das 
Abirechnungsverfahren zwischen den Krankenkassen 


und den Versorgungsbehörden zu erleichtern. Fer- 
ner handelt es sich um redaktionelle Änderungen, 
die wegen der Verkündung der Novelle zum Ersten 
Neuordnungsgesetz und der Rechtsverordnüngen zu 
§§ 13 und 31 Abs. 5 BVG sowie zur Kriegsopfer- 
fürsorge erforderlich waren. 

Zu § 3 

Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der per- 
sönlichen Besitzstandswahrung beschloß der Aus- 
schuß einstimmig, den Absatz 2 ersatzlos zu strei- 
chen. Diese Streichung wurde vor allem mit Rück- 
sicht auf das Urteil des Ersten Senats des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 4. Mai 1955 — 1 BvF 1/55 — 
und das Schreiben des Bundesministers des Aus- 
wärtigen an den Minister für Auswärtige An- 
gelegenheiten der Französischen Republik vom 
27. Oktober 1956 (Anlage zum Saar-Vertrag, BGBl. II 
S. 1828) für vertretbar gehalten. Die einstimmig be- 
schlossiene Ergänzung des ehemaligen Absatzes 1 
war nach Streichung des Absatzes 2 notwendig ge- 
worden, um sicherzustellen, daß auch solche Ände- 
rungen der Verhältnisse zu einer Neufeststellung 
nach § 62 BVG führen können, die vor der Um- 
stellung der Versorgung auf das neue Recht ein- 
getreten sind. 

Zu § 4 

Zu Absatz 1 schloß sich der Ausschuß den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates an. Diese Ände- 
rungen ergeben sich aus der beschlossenen Neu- 
fassung des § 5 und in Verfolg des Grundsatzes, den 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821. Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2853 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


persönlichen Besitzstand ohne zeiitliche Begrenzung 
zu wahren. 

Der Absatz 2 wurde mit Mehrheit beschlossen; 
eine Minderheit vertrat die Auffassung, daß der 
rechtliche Besitzstand — wenn auch befristet — ge- 
wahrt bleiben müsse. 

Zu § 5 

Die einstimmig beschlossene Neufassung dieser 
Vorschrift entspricht — nur redaktionell abgeändert 
— dem Vorschlag des Bundesrates. 

Ein Antrag, entsprechend dem Vorschlag des Bun- 
desrates die Worte „mit Zustimmung des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung" zu 
streichen, wurde von der Ausschußmehrheit abge- 
lehnt. 


Zu § 11 

In Angleichung an die zu § 1 Abs. 1 Satz 2 be- 
schlossene spätere Einführung der §§ 10 bis 12, 13 
Abs. 1 und 2 sowie der §§ 14 bis 24 des Bundes- 
versorgungsgesetzes bedarf es auch einer Verlänge- 
rung der in § 11 Abs. 1 und 2 genannten ent- 
sprechenden Fristen. Die einstimmig beschlossene 
Ergänzung des Absatzes 1 um einen Halbsatz soll 
sicherstellen, daß Kriegshinterbliebenen, die sich 
nach § 11 Abs. 1 freiwillig weiiterversichern, die 
hierfür aufzubringenden Beiträge erstattet werden, 
wenn sie infolge Überschreitens der für die ge- 
setzliche Krankenversicherungspflicht maßgebenden 
Jahresarbedtsverdienstgrenze keinen Anspruch auf 
Krankenbehandlung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz haben. Damit hat der Ausschuß auch in die- 
sen Fällen dem Grundsatz der persönlichen Besitz- 
standswahrung Rechnung getragen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Höhmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2690 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß 

für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 


Frau Dr. Probst 

Stellv. Vorsitzende 


Höhmann 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes im 

Saarland 

— Drucksache 2690 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kriegsopfer- und 

Heimkehrerfragen 
(22. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

(1) Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 453) wird mit Wirkung vom 1. Juni 
1960 im Saarland eingeführt. Die §§ 10 bis 13 Abs. 1 
und 2 sowie die §§ 14 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes werden abweichend von Satz 1 mit 
Wirkung vom ersten Tag des Monats, der auf die 
Verkündung dieses Gesetzes folgt, eingeführt; dies 
gilt jedoch nicht für § 26 des Bundesversorgungs- 
gesetzes, soweit er die Gewährung von Unterhalts- 
beiträgen während der beruflichen Fortbildung, 
Umschulung, Ausbildung oder Schulausbildung für 
Beschädigte oder Witwen regelt. 


(2) Folgende Rechtsverordnungen werden mit 
Wirkung vom 1. Juni 1960 im Saarland eingeführt: 

Verordnung zur Durchführung des § 30 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .); 

Verordnung zur Durchführung des § 31 Abs. 5 des 

Bundesversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS.. . .); 

Verordnung zur Durchführung des § 33 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 11. Januar 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 19). 

Die Verordnung zur Durchführung des § 13 des 

Bundesversorgungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) und die Verordnung zur 
Kriegsopferfürsorge vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) werden — soweit sie Näheres 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 


§ 1 

(1) Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 453), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Ersten Neuordnungs- 
gesetzes vom 20. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 443), wird mit Wirkung vom 1. Juni 1960 im 
Saarland eingeführt. Abweichend von Satz 1 wer- 
den die §§ 10 bis 12 , 13 Abs. 1 und 2 sowie die 
§§ 14 bis 24 des Bundesversorgungsgesetzes mit 
Wirkung vom ersten Tag des Kalendervierteljah- 
res, das auf die Verkündung dieses Gesetzes folgt, 
eingeführt, die §§ 25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes mit Wirkung vom ersten Tag des 
Monats, der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt; dies gilt jedoch nicht für § 26 des Bundes- 
versorgungsgesetzes, soweit er die Gewährung von 
Unterhaltsbeiträgen während der beruflichen Fort- 
bildung, Umschulung, Ausbildung oder Schulaus- 
bildung für Beschädigte oder Witwen regelt. 

(2) Folgende Rechtsverordnungen werden mit 
Wirkung vom 1. Juni 1960 im Saarland eingeführt: 


Verordnung zur Durchführung des § 31 Abs, 5 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 17. April 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 453); 

Verordnung zur Durchführung des § 33 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 11. Januar 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 19). 

Die Verordnung zur Durchführung des § 13 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 6. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 669) und die Verordnung zur Kriegs- 
opferfürsorge vom 30. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 653) werden — soweit sie Näheres zu § 13 Abs. 3 
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Entwurf 

zu § 13 Abs. 3 und 4 des Bundesversorgungsgeset- 
zes und zur Gewährung von Unterhaltsbeiträgen 
während der beruflichen Fortbildung, Umschulung, 
Ausbildung sowie Schul aus Bildung nach § 26 des 
Bundesversorgungsgesetzes bestimmen • — ebenfalls 
mit Wirkung vom 1. Juni 1960 im Saarland einge- 
führt; im übrigen werden sie mit Wirkung vom 
ersten Tag des Monats, der auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgt, im Saarland eingeführt. 


§ 3 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des festgestellten Versorgungsgebührnisse werden 
bis zum Ablauf des Monats weitergezahlt, in dem 
der Bescheid über die Umstellung der Versorgung 
auf das Bundesversorgungsgesetz erteilt wird. Sie 
sind auf die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
festzustellenden Versorgungsbezüge anzurechnen. 
Die Ausbildungsbeihilfen nach §§ 31 d und 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes in der Fassung vom 
9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 957), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz Nr. 682 vom 3. Juli 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1077), sind auf die 
Erziehungsbeihilfe nach § 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes anzurechnen. 

(2) Sofern bei der Umstellung der Versorgung 
auf das Bundesversorgungsgesetz die nach den 
Rechtsvorschriften des Saarlandes anerkannte Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit oder festgesetzte 
Pflegezulagestufe ohne ärztliche Nachuntersuchung 
übernommen worden ist, ist eine spätere Neufeststel- 
lung der Rente und Pflegezulage binnen vier Jah- 
ren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht von 
einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse im 
Sinne des § 62 Abs. 1 des Bundesversorgungsgeset- 
zes abhängig; § 62 Abs. 2 Satz 1 des Bundesversor- 
gungsgesetzes findet keine Anwendung. 


§ 4 

(1) Ist der Gesamtbetrag der nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz zu zahlenden Versorgungs- 
bezüge ohne die Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
(§§ 25 bis 27 e des Bundesversorgungsgesetzes) 
niedriger als der Gesamtbetrag, der bei Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften des Saarlandes ein- 
schließlich der §§ 31 d und 42 b des Reichsversor- 
gungsgesetzes zu zahlen wäre, wird ein Ausgleich 
in Höhe des jeweiligen Unterschiedsbetrages läng- 
stens bis zum 31. Dezember 1965 gewährt. Entspre- 
chendes gilt, wenn nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz Versorgungsbezüge infolge Anrechnung von 
Einkommen nicht zu zahlen sind. 

(2) Absatz 1 gilt nur für Berechtigte, denen Ver- 
sorgung nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes 
bis zur Verkündung dieses Gesetzes gewährt wor- 
den ist oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschrif- 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

und 4 des Bundesversorgungsgesetzes und zur Ge- 
währung von Unterhaltsbeiträgen während der be- 
ruflichen Fortbildung, Umschulung, Ausbildung so- 
wie Schulausbildung nach § 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes bestimmen — ebenfalls mit Wirkung 
vom 1. Juni 1960 im Saarland eingeführt; im übri- 
gen werden sie mit Wirkung vom ersten Tag des 
Monats, der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt, im Saarland eingeführt. 


§ 3 

Die nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des festgestellten Versorgungsgebührnisse werden 
bis zum Ablauf des Monats weitergezahlt, in dem 
der Bescheid über die Umstellung der Versorgung 
auf das Bundesversorgungsgesetz erteilt wird. Sie 
sind auf die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
festzustellenden Versorgungsbezüge anzurechnen. 
Die Ausbildungsbeihilfen nach §§ 31 d und 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes in der Fassung vom 
9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 957), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz Nr. 682 vom 3. Juli 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1077), sind auf die 
Erziehungsbeihilfe nach § 27 des Bundesversor- 
gungsgesetzes anzurechnen. Bei der Anwendung 
des § 62 des Bundesversorgungsgesetzes ist von 
den Verhältnissen auszugehen, die für die Feststel- 
lung der Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den 
Rechtsvorschriften des Saarlandes maßgebend waren. 


§ 4 

(1) Ist der Gesamtbetrag der nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz oder der nach § 5 Abs. 1 zu 
zahlenden Versorgungsbezüge ohne die Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge (§§ 25 bis 27 e des Bundes- 
versorgungsgesetzes) niedriger als der Gesamtbe- 
trag, der hei Anwendung der Rechtsvorschriften des 
Saarlandes einschließlich der §§ 31 d und 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes zu zahlen wäre, wird 
ein Ausgleich in Höhe des jeweiligen Unterschieds- 
betrages gewährt. Entsprechendes gilt, wenn nach 
dem Bundesversorgungsgesetz Versorgungsbezüge 
infolge Anrechnung von Einkommen nicht zu zahlen 
sind. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

ten auf einen vor Verkündung dieses Gesetzes ge- 
stellten Antrag gewährt worden wäre. 

(3) Der Ausgleich nach Absatz 1 ist, wenn eine 
Ausbildungsbeihilfe nach § 31 d oder § 42 b des 
Reichsversorgungsgesetzes berücksichtigt worden 
ist, in Höhe des Betrages der Ausbildungsbeihilfe 
auf eine nach § 27 des Bundesversorgungsgesetzes 
zu gewährende Erziehungsbeihilfe anzurechnen. 

§ 5 

Personen, die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
nicht anspruchsberechtigt sind, denen aber Versor- 
gung nach den Rechtsvorschriften des Saarlandes 
bis zur Verkündung dieses Gesetzes gewährt wor- 
den ist oder bei Fortgelten dieser Rechtsvorschrif- 
ten auf einen vor Verkündung dieses Gesetzes ge- 
stellten Antrag gewährt worden wäre, erhalten, so- 
weit § 6 nicht anderes bestimmt, Versorgung nach 
Maßgabe der bis zur Einführung des Bundesversor- 
gungsgesetzes geltenden Rechtsvorschriften des 
Saarlandes über Art und Umfang der Versorgung. 
Das gilt nicht, wenn zur Abgeltung des gleichen 
Körperschadens oder Verlustes des Ernährers An- 
sprüche nach einem anderen Gesetz bestehen. 


§ 11 

(1) Personen, die am letzten Tag des Monats der 
Verkündung dieses Gesetzes nach der Verordnung 
über die Krankenversicherung für Kriegshinterblie- 
bene im Saarland in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 20. April 1959 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 742), geändert durch Artikel 3 Nr. 3 des 
Gesetzes Nr. 676 vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1073), versichert sind, können ihre 
Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn sie dies 
der Kasse binnen drei Monaten nach dem oben ge- 
nannten Zeitpunkt anzeigen. Für ihre Versicherung 
gelten die Vorschriften der Reichsversicherungs- 
ordnung. 


(2) Für Personen, die vor dem ersten Tag des 
Monats, der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt, einen Antrag auf Versorgungsgebührnisse ge- 
stellt haben, über den noch nicht endgültig entschie- 
den ist, gilt Absatz 1 mit der Maßgabe, daß sie ihre 
Versicherung freiwillig fortsetzen können, wenn sie 
im Zeitpunkt der Antragstellung freiwillig ver- 
sichert waren oder das Recht auf freiwillige Weiter- 
versicherung hatten. 


(3) unverändert 


§ 5 

(1) Sieht das Bundesversorgungsgesetz für einen 
Personenkreis, dem bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach den Rechtsvorschriften des Saarlan- 
des Versorgung als Rechtsanspruch oder als Kann- 
leistung gewährt worden ist oder auf Grund eines 
vor Verkündung dieses Gesetzes gestellten An- 
trages zugestanden hätte, keine Versorgung vor, 
werden Leistungen in entsprechender Anwendung 
der §§10 bis 85 des Bundesversorgungsgesetzes ge- 
währt. Das gilt nicht, wenn zur Abgeltung des glei- 
chen Körperschadens oder Verlustes des Ernährers 
Ansprüche nach einem anderen Gesetz bestehen. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 sind zu ent- 
ziehen, wenn Verhältnisse eintreten, bei deren Vor- 
liegen die Versorgung nach den Rechtsvorschriften 
des Saarlandes ebenfalls entzogen worden wäre. 
Sind die Leistungen einmal entzogen worden, ist 
Absatz 1 nicht mehr anwendbar, auch wenn die für 
die Entziehung maßgebenden Verhältnisse sich än- 
dern. 

§ 11 

(1) Personen, die •am letzten Tag des Kalender- 
vierteljahres der Verkündung dieses Gesetzes nach 
der Verordnung über die Krankenversicherung für 
Kriegshinterbliebene im Saarland in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. April 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 742), geändert durch Artikel 3 
Nr. 3 des Gesetzes Nr. 676 vom 27. Juni 1959 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 1073), versichert sind, kön- 
nen ihre Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn 
sie dies der Kasse binnen drei Monaten nach dem 
oben genannten Zeitpunkt anzeigen; sie haben An- 
spruch auf Erstattung der Beiträge, wenn und so- 
lange sie wegen der Höhe ihres Einkommens keinen 
Anspruch auf Krankenbehandlung nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz haben. Für ihre Versicherung 
gelten die Vorschriften der Reichsversicherungsord- 
nung. 

(2) Für Personen, die vor dem ersten Tag des 
Kalendervierteljahres, das auf die Verkündung die- 
ses Gesetzes folgt, einen Antrag auf Versorgungs- 
gebührnisse gestellt haben, über den noch nicht 
endgültig entschieden ist, gilt Absatz 1 mit der Maß- 
gabe, daß sie ihre Versicherung freiwillig fortsetzen 
können, wenn sie im Zeitpunkt der Antragstellung 
freiwilig versichert waren oder das Recht auf frei- 
willige Weiterversicherung hatten. 
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